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Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
— — a — 


Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. rechtigungen, machen wir die Betheiligten auf folgende 


Marienwerder, den 12. November 


——— de — — 2 


Das 31. und 32. Stück der Geſetzſammlung pro nach demſelben beſonders zu beachtende Punkte auf⸗ 
1873 enthält unter: merkſam: 


Nr. 8159 den Allerhöchſten Erlaß vom 14. September 1, Rückſichtlich der bereits durch 8 1 des Geſetzes 
1873, betreffend die Uebertragung des Betriebes und vom 31. Mai 1858 aufgehobenen Berechtigungen 
der Verwaltung der Eiſenbahn von W nach und der Entſchädigung für dieſelben tritt nach 
Frankfurt a M. an die Königl. Eiſenbahn⸗Direktion 5 75 alinea 1 des Geſetzes vom 17. März 1868 
zu Kaſſel, die künftige Verlegung des Sitzes und feine Veränderung ein. 

Abänderung der bisherigen Benennung dieſer Be⸗ 2. Neu aufgehoben ſind durch das Geſetz vom 17. 
. J. 


hörde, ſowie die demnächſtige anderweite Bezeichnung Dezember v 

der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn. a. alle 17 Gewerbe⸗ Berechtigungen 
Nr. 8160 den Allerhöchſten Erlaß vom 27. September der Abdecker, ſie mögen mit einem Zwangs⸗ 

1873, betreffend das Disziplinarverfahren gegen und Bannrechte verbunden ſein oder nicht; 
Geiſtliche und Kirchenbeamte im Amtsbereich des b. diejenigen Abgaben und Leiſtungen, zu welchen 

Konſiſtoriums zu Kaſſel. die Berechtigten in Beziehung auf die aufge⸗ 
Nr. 8161 Verordnung, betreffend die Auflöſung des hobenen Berechtigungen verpflichtet find, 


Hauſes der Abgeordneten. Vom 5. October 1873. 3. Die Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt 
Nr. 8162 den Allerhöchſten Erlaß vom 22. September der unter 2 bezeichneten Rechte müſſen nach § 5 
1873, betreffend das Regulatlv über den Geſchäfts⸗ des Geſetzes vom 17. Dezember v. J. und $ 17 


gang bei der Ober⸗Rechnungskammer. alınea 1 des Geſetzes vom 17. März 1868 bis 
Verordnungen und Bekanntmachungen der zum Ablauf des Jahres 1873 angemeldet ſein. 
Central⸗ Behörden. Alinea 2 des 5 17 a. a. O. findet keine An⸗ 


Bekanntmachung. wendung. 
Mit Bezug auf die Allerhöchſte Verordnung vom 4. Für die aufgehobenen ausſchließlichen Berechti⸗ 
4. d. M., durch welche die beiden Häuſer des Land⸗ gungen wird nach § 4 des Geſetzes vom 17. De⸗ 
tages der Monarchie, das Herrenhaus und das Haus zember v J. eine Entſchädigung nur gewährt, 
der Abgeordneten, buf den 12. November d. J. in die ſofern und ſoweit fie mit einem Zwangs⸗ und 


Haupt: und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen wor⸗ Bannrechte nicht verbunden find, 
den ſind, mache ich hierdurch bekannt, daß die beſon⸗ In 1 7 0 Fällen, wo dem Inhaber einer 
dere Benachrichtigung über den Ort und die Zeit der ausſchließlichen Berechtigung zugleich ein Zwangs⸗ 


Eröffnungsſitzung in dem Büreau des Herrenhauſes und Bannrecht zuſteht, iſt demnach ein Anſpruch 
und in dem Bürean des Hauſes der Abgeordneten am auf Entſchädigung für den Verluſt der erſteren 
11. d. M. in den Stunden von 8 Uhr früh bis 8 Uhr nur begründet, wenn die ausschließliche Berechti⸗ 
Abends und am 12. d. M. in den Morgenſtunden von gung sch über einen weiteren Bezirk als das 
8 Uhr ab offen liegen wird. a Zwangs⸗ und Bannrecht oder auf Diekgattungen 

In dieſen Büreaus werden auch die Legitima⸗ erſtreckt hat, welche dem letzteren nicht unterliegen. 
tionskarten zu der Eröffnungs Sitzung ausgegeben 5. Die Zuläſſigkeit der Ablöſung eines Zwangs⸗ und 
und alle ſonſt erforderlichen Mittheilungen in Bezug Bannrechtes iſt fortan nicht mehr davon abhängig, 


or 


auf dieſelbe gemacht werben. daß der dem letzteren unterworfene Viehſtand der⸗ 
Berlin, den 6. November 1873. enten Verpflichteten, für welche die Ablöfung 

Der Miniſter des Innern. eantragt wird, die Hälfte des in Rede ſtehenden 

= e Gr. Eulenburg. Viehſtandes im ganzen Bannbezirke beträgt; viel⸗ 
e und Bekenntmachungen der mehr ſteht nach $ 10 des Geſezes vom 17. März 
rovinzial⸗Behörden. 1868 jeder Gemeinde, bezw. jedem Gutsbezirke 


2) Mit Bezug auf das Geſetz vom 17. Dezember v. oder jeder einzelnen Beſitzung für ſich das Pro⸗ 
J., betreffend die Aufhebung und Ablöſung der auf vokationsrecht zu. Auch iſt die Zuläſſigkeit des 
den Betrieb des Abdeckerei⸗Gewerbes bezüglichen Be⸗ für eine Gemeinde von ihrem Vorſtande zu ſtel⸗ 


Ausgegeben in Marienwerber den 13, November 1873, 
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lenden Provokationsantrages nicht mehr dadurch 6) Bekanntmachung. 
bedingt, daß in der erſteren die Mehrheit nach Der Herr Miniſter für Handel, Gewerbe und 
Maßgabe des dem Zwangs⸗ und Bannrechte unter⸗ öffentliche Arbeiten hat mittelſt Erlaſſes vom 25. Sep⸗ 
worfenen Viehſtandes ſich dafür ausſpricht. Es tember c. die dem Herrn Woldemar Zembſch — in 
genügt ein nach den geltenden allgemeinen Be⸗ Firma Zembſch und Rothe — zu Bremen unter dem 
ſtimmungen gültig gefaßter Gemeindebeſchluß. 18. Auguſt 1868 ertheilte Conceſſton zur Betreibung 
Ein Recht, die Ablöſung für den ganzen Bann⸗ des Geſchäſts für Beförderung von Schiffspaſſagiren 
bezirk zu verlangen, ſobald die Provokation für und Auswanderern innerhalb der Preußiſchen Staaten 
die Hälfte des dem Zwangs⸗ und Bannrechte un⸗ widerrufen. Der p. embſch iſt daher zur ferneren 
terworfenen Viehſtandes erfolgt iſt, ſteht dem Be⸗ Ausübung des Gewerbes innerhalb Preußens nicht 
rechtigten nicht mehr da mehr befugt. Ebenſo haben die von ihm auf Grund 
6. Die Entſchädigungs⸗Kapitalien für die aufgeho⸗ der gedachten Conceſſton beſtellten Agenten die Be⸗ 
denen ausſchließlichen Berechtigungen (33 des Ge- rechtigung verloren, Verträge mit Auswanderern zu 
ſetzes vom 17, März 1868) ſind unabhängig vermitteln. 

davon, ob das Gewerbe in dem betreffenden Bezirk Nach $ 14 des Reglements vom 6. September 

ſchon von einem Anderen als dem bisher Berech⸗ 

tigten betrieben wird vom Beginn des Jahres 

1874 an zahlbar (8 39 des Geſ. vom 17. März 

rl ſobald der Betrag derſelben rechts kräftig Kenntniß gebracht, daß etwoige aus dem Geſchäftsbe⸗ 

feſtgeſtellt ist. Marienwerder, den 4. April 1873. triebe des p. Zembſch erzuleitende Anſprüche an die 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. von demſelben beſtellte Caution binnen einer Friſt von 

In Stelle des in Schönſee wegen der Cholera⸗ 12 Monaten bei dem Polizei „Präſidio angemeldet 
Epidemie im September c. aus efallenen Jahrmarktes werden müſſen, widrigen Falles die Caution nach Ab⸗ 
wird daſelbſt am A. Dezember e. ein Jahr⸗ und lauf der Friſt an den Antra ſteller zurückgegeben wird. 
Viehmarkt abgehalten werden. Berlin, den 30. October 1873. 

Marienwerder, den 4. November 1873. Königliches Polizei⸗Präſidium. 

Königlühe Regierung. Abtheilung des Innern. 2 Die Kreise Thierarztſtelle des Kreiſes Goldap, 
u) Judem wir das Verbot der Benutzen ſchädlicher mit welcher ein firittes Gehalt von 200 Thlr. ver⸗ 
Farben hierdurch in Erinnerung bringen, verweiſen bunden, iſt vacant. Qualiſteirte Bewerber werden auf⸗ 
wir auf die unterm 11. November v. J. im Amts: gefordert, ſich unter Einreichung ihrer Fähigkeits⸗Zeug⸗ 
blatt pro 1872 Nr. 47 Seite 201/202 publizirte bie: niſſe und eines kurzgefaßten Lebenslaufs in 8 Wochen 
ſerhalb erlaſſene Polizei⸗Verordnung. bei uns zu melden. 

e den De d = 9 1 den 1. November 1180 

önigli egierung. eilung des Innern. önigliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
) Das Statut der neu errichteten Berlin ⸗Cöl⸗ i . au 9 3 
niſchen⸗ Feuer Verſicherungs⸗Aetien⸗Ge⸗ 
ſellſchaft in Berlin iſt am 10. Juli c. von dem 

errn Miniſter des Innern genehmigt und in der 
Beilage zu Nr. 41 des Amtsblattes der Königlichen 2 
Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin vom 8) Der ſeit dem 1. April 1872 beſtehende „Gemein⸗ 
10. d. Mts. 


veröffentlicht worden. ſchaftliche Special: Tarif für Salz aller Art“ im Ver⸗ 

Die Geſellſchaft hat den Zweck: kehr von Schönebeck und Staßfurt nach den Oſtbahn⸗ 

„ſowohl in directer Weiſe, wie im Wege der Stationen wird mit dem 10. November c. aufgehoben. 
Rückverſicherung, gegen den Schaden zu ver⸗ An Stelle deſſelben tritt mit dieſem Tage ein ander⸗ 
ſichern, welcher durch Feuer, Blitz oder Ex⸗ weiter Tarif in Kraft, welcher von allen Oſtbahnſta⸗ 
ploſion verurſacht wird.“ tionen käuflich zu beziehen iſt. 

Die wnrde, in das Ad uad de iſt Bromberg, den 25. October 1873. 

nach der in Nr. 179 des deutſchen Reichs⸗ und Preußi⸗ Königliche Direktion der Oftbahn. 

ſchen Staatsanzeigers vom 31. Juli d. J. abgedruckten Perſonal⸗Chronik. 

Bekantmachung des Königlichen Stadtgerichts zu Berlin 9) Dem Landrathe v. Geldern iſt unter Entbin⸗ 

erfolgt und der Geſchäftsbetrieb begonnen. dung von ſeiner bisherigen Stellung als Landrath 

Marienwerder, den 29. October 1873. des Kreiſes Stuhm das Landrathsamt im Kreiſe Saar⸗ 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. brücken definitiv übertragen worden. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger No. 46.) 
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Kedigiet im Bureau der Küniglihen Regierung. — Pra ber Tan ter ſchen Hofbuchbruseret. 


